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1 Präambel 

1.1 Ausgangslage 

Vor dem Hintergrund geopolitischer Umwälzungen und der gegenwärtigen digitalen Transfor
mation ist es von entscheidender Bedeutung, dass sich Österreich verstärkt im Rahmen der 
europäischen Industriepolitik engagiert. Basierend auf der europäischen Diskussion zur Bedeu
tung der strategischen Wertschöpfungskette ist ein ganzheitlicher Ansatz zu etablieren, der 
eine langfristige industriepolitische Strategie verfolgt und konkrete Maßnahmen zur Steigerung 
der Innovationsperformance in den strategisch bedeutenden Schlüsseltechnologien implemen
tiert. Um die langfristigen Chancen Österreichs sicherzustellen und die Einbindung heimischer 
FTI-Aktivitäten in europäische Projekte und Prozesse zu stärken, müssen in Österreich hierfür 
ausreichend Anreize geschaffen werden. 

Zur Erhöhung der Forschungs- und Innovationsaktivitäten muss eine Forcierung der von der 
EU-Kommission definierten Schlüsseltechnologien („Key Enabling Technologies“, KETs) als 
zentrale Teile der strategischen Wertschöpfungsketten für Europa und eine grundsätzliche Be
teiligung an Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interesse („Important Projects of 
Common European Interest“, IPCEI) stattfinden. Durch industriepolitische Instrumente wie 
IPCEI sollen die Mitgliedstaaten dazu ermutigt werden, grenzübergreifende Projekte zu för
dern, die einen klaren Beitrag zur Stärkung der europäischen Wettbewerbsfähigkeit leisten. 
Darüber hinaus werden durch IPCEI Vorhaben unterstützt, die von großer Bedeutung für die 
Umwelt, die Energie oder für die Verkehrsstrategie der Union sind. 

Die Fahrzeugindustrie befindet sich vor der größten Herausforderung ihrer Geschichte im Rah
men des Systemwechsels von der Verbrennungsmaschine zum Elektromotor und dem dafür 
notwendigen Energiespeicher/Batterie. Die Europäische Union hat auf diese Herausforderung 
reagiert und die Europäische Batterie-Initiative initiiert, um eine Herstellung dieser Schlüssel
komponente in Europa sicherzustellen. Das BMK (vormals BMVIT) unterstützt die Batterie-Ini
tiative mit Nachdruck und hat komplementär dazu eine Nationale Batterie-Initiative gestartet, 
die auf den Stärkefeldern der österreichischen Industrie und Forschung aufbaut. Das Important 
Project of Common European Interest „Batterien“ (IPCEI EuBatIn) ist Teil der europäischen Bat
terie-Initiative. Ein Beitritt Österreichs zum IPCEI EuBatIn setzt die bisherigen Bemühungen 
konsequent fort und festigt den Ruf Österreichs als verlässlicher Partner. Im Regierungspro
gramm erfährt der IPCEI Beitritt eine klare politische Unterstützung, die dessen Bedeutung im 
Bereich Standort- und Industriepolitik sowie für Wissenstransfer und Forschungsinfrastruktu
ren ausdrücklich hervorhebt. 
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1.2 Motive 

Im Rahmen von IPCEI können Wissen, Know-how, finanzielle Mittel und Wirtschaftsbeteiligte 
aus der gesamten Europäischen Union zusammengeführt werden, um wirtschaftliche und ge
sellschaftliche Herausforderungen zu adressieren, die ansonsten nicht gelöst werden könnten. 
Dabei ist anzumerken, dass ein Vorhaben als IPCEI beschrieben werden kann, wenn es Teil eines 
transnationalen europäischen Programms ist, das gemeinsam von einer Reihe von Regierungen 
der Mitgliedstaaten unterstützt wird oder das Ergebnis einer konzertierten Aktion einer Reihe 
von Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung einer gemeinsamen Bedrohung ist. Der Begriff „Vor
haben“ wird in der gegenständlichen Richtlinie daher im Sinne des Artikels 107, Absatz 3, Ziffer 
b des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union für das IPCEI EUBatIn verwen
det, das aus mehreren „Projekten“ besteht. Das IPCEI EuBatIn fußt auf der im Jahre 2017 ins 
Leben gerufenen europäischen Batterieallianz, die auf die Schaffung einer wettbewerbsfähigen 
Wertschöpfungskette im Bereich der nachhaltigen Batteriezellproduktion in Europe abzielt. 
Das IPCEI EuBatIn ist als ein von der Batterieallianz zwar unabhängiges, aber dennoch komple
mentäres Instrument zu sehen. 

IPCEI können aufgrund ihrer positiven Spill-over-Effekte für alle Politikbereiche und Maßnah
men relevant sein, die gemeinsame europäische Ziele verfolgen und industriepolitische Aktivi
täten auf nationaler Ebene aufgreifen. Dies gilt insbesondere für die Ziele des Green Deal der 
Europäischen Kommission, die Leitinitiativen der Europäischen Union sowie Schlüsselbereiche 
für das Wirtschaftswachstum, Wohlstand und Wettbewerb wie die von der Europäischen Kom
mission definierten Schlüsseltechnologien (KETs). 

Das Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation & Technologie 
beabsichtigt daher, auf Grundlage der gegenständlichen Richtlinie, das wichtige Vorhaben von 
gemeinsamem europäischem Interesse (IPCEI) „EUBatIn“ zum Thema „Batteriezellfertigung“ zu 
fördern. Das IPCEI „EUBatIn“ ist in diesem Zusammenhang auf EU-Ebene als ein Vorhaben (ent
spricht einem Programm gemäß ARR 2014), aber mit individuellen Fördernehmerinnen und 
Fördernehmern, mit jeweils eigenen Förderverträgen, zu sehen deren Tätigkeiten sich inhalt
lich unter dem Thema „Batteriezellfertigung“ subsumieren lassen. 

Österreichs Automobilwirtschaft, mit einer direkten Wertschöpfung in Höhe von 16 Mrd. Euro, 
mehr als 177.000 Beschäftigten und einem Steueraufkommen von 8,5 Mrd. Euro, zählt heute 
zu den exportstärksten Schlüsselsektoren der heimischen Wirtschaft.Mit der Einführung von 
Elektrofahrzeugen ändert sich die Produktion von Fahrzeugen und Fahrzeugteilen maßgeblich. 
So entfallen hochkomplexe Bauteile wie Verbrennungsmotoren, mehrstufige Getriebe oder Ab
gasanlagen. Es geht hier um Bereiche, in denen österreichische Unternehmen hohe Kompeten
zen aufweisen und Wertschöpfung generieren. Neu hinzukommende Kernkomponenten wie 
Traktionsbatterie, Elektromotor oder Brennstoffzelle bieten zwar Chancen für Unternehmen, 
neue Kompetenzen und Stärkenfelder aufzubauen, die sich in jüngerer Zeit rascher verbes
sernde Technologiereife hat allerdings bisher noch zu keiner Herausbildung marktrelevanter 
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Stärkefelder geführt. Somit besteht die Gefahr, dass die neu benötigten Komponenten nicht in 
Österreich produziert, sondern importiert werden müssen und damit in der Automobilindustrie 
die Wertschöpfung sinken wird. 

Österreich hat grundsätzlich eine gute Startposition, um vom Strukturwandel in der Automo
bilindustrie zu profitieren. Mit der Teilnahme am IPCEI EuBatIn kann sich die österreichische 
Zulieferindustrie mit ihren Kunden in internationalen Wertschöpfungsketten vernetzen und 
zum Aufbau europäischer Produktionskapazitäten in einer Schlüsseltechnologie beitragen. 

2 Rechtsgrundlagen 
Die Förderung steht unter dem Vorbehalt der Verfügbarkeit der veranschlagten Haushaltsmit
tel und unter dem Vorbehalt der beihilferechtlichen Genehmigung der Europäischen Kommis
sion. 

Ein dem Grunde oder der Höhe nach bestimmter subjektiver Rechtsanspruch auf Gewährung 
einer Förderung oder ein Kontrahierungszwang wird nicht begründet. 

2.1 Nationale Rechtsgrundlagen 

Diese Richtlinie ist eine Sonderrichtlinie nach § 5 der vom Bundesminister für Finanzen erlasse
nen "Allgemeinen Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln", 
BGBl. II, 208/2014 idgF (ARR 2014). Die ARR 2014 sind auf sämtliche Förderungen auf Basis 
dieser Sonderrichtlinie anwendbar, soweit hier nichts Abweichendes festgelegt wird. 

2.2 Europarechtliche Grundlagen 

Mitteilung der Kommission – Kriterien für die Würdigung der Vereinbarkeit von staatlichen Bei
hilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interesse mit dem 
Binnenmarkt (2014/C 188/02) vom 20.6.2014 („Mitteilung“) verlängert durch ABL. C 224/2 vom 
8.7.2020. 

Die Sonderrichtlinie „EUBatIn“ basiert auf 

• Punkt 21 der „Mitteilung“: F&E&I-Vorhaben müssen von bedeutender innovativer Natur 
sein oder einen wichtigen Mehrwert für F&E&I unter Berücksichtigung des Stands der 
Technik in dem betreffenden Sektor darstellen. 

• Punkt 22 der „Mitteilung“: Vorhaben, die industriell genutzt werden sollen, müssen die 
Entwicklung eines neuen Produkts oder einer neuen Dienstleistung mit hohem For
schungs- und Innovationsgehalt und/oder die Einführung eines grundlegend innovativen 
Produktionsprozesses ermöglichen. 
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• Punkt 23 der „Mitteilung“: Umwelt-, Energie- oder Verkehrsvorhaben müssen entweder 
von großer Bedeutung für die Umwelt, die Energie (einschließlich der Energieversor
gungssicherheit) oder für die Verkehrsstrategie der Union sein oder aber erheblich einen 
signifikanten Beitrag zum Binnenmarkt leisten (einschließlich aber nicht beschränkt auf 
diese spezifischen Sektoren). 

3 Ziele 

3.1 Regelungsziele 

Die Richtlinie soll die besonderen Anforderungen an die Förderung von Projekten im Bereich 
Forschung, Entwicklung und Innovation („Research and Development and Innovation“; in Folge 
„RDI“) und erste gewerbliche Anwendung („First Industrial Deployment“; in Folge „FID“) erfül
len. Das Ziel der Richtlinie ist die transparente Abwicklung dieser Förderungen sowie die Ver
meidung unerwünschter Mehrfachförderungen (siehe nähere Ausführungen zu 4.4.). 

3.2 Ziele der auf Basis dieser Richtlinie abgewickelten Vorhaben 

Die im Rahmen dieser Richtlinie geförderten Vorhaben zielen auf die Stimulierung einer erhöh
ten Forschungs-, Entwicklungs- und Innovationstätigkeit sowie groß angelegte Pilotprojekte 
und Demonstrationsvorhaben in industriellen Stärkefeldern als auch zur Stärkung der europä
ischen Wettbewerbsfähigkeit ab. Darüber hinaus leisten sie einen signifikanten Beitrag für den 
Klimaschutz und die Energieversorgung. 

Diese Ziele sind verknüpft mit wirtschaftspolitischen und gesellschaftspolitischen Zielen zu be
trachten, diese werden im Rahmen des in Österreich seit 01.01.2013 geltenden Haushalts
rechts (BHG 2013), welches eine wirkungsorientierte Steuerung der Verwaltung vorschreibt, 
abgebildet. Die Ziele der IPCEI stehen in Einklang mit diesen Wirkungszielen. 

Für die österreichische Beteiligung am IPCEI „EUBatIn“ sind diese Ziele: 

• Schaffung von Anreizen für F&E-Aktivitäten und Stärkung bestehender österreichischer 
Kompetenzen insbesondere in Recycling und Batterie-Produktion. 

• Unterstützung der österreichischen Industrie um neue technologische Konzepte zur 
Marktreife zu bringen und ihre Entwicklung zur Massenproduktion zu beschleunigen. 

• Schaffung natur- und ingenieurwissenschaftlichen Wissens und dessen Sicherung, um Ös
terreich im Bereich Batterieproduktion und Recyclingtechnologien in eine führende Posi
tion zu bringen. 

• Aufbau und Sicherung von Kompetenz und Produktionskapazitäten in der Batterieent
wicklung, die für die Wettbewerbsfähigkeit der Fahrzeugindustrie entscheidend sind. 

• Entwicklung und Umsetzung effizienter und ökologisch verträglicher Recycling- und Pro
duktionsprozesse. 
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3.3 Indikatoren 

Indikatoren werden für den Zweck der Planung, Umsetzung und Kontrolle von Zielen und Maß
nahmen eingesetzt. Mittels der Verwendung von für den Bereich der Forschung, Technologie 
und Innovation spezifischen Kennzahlen kann eine Entwicklung nach Teilbereichen und The
mengebieten nachvollzogen werden. Die Ist- und Sollwerte werden in der WFA detailiert auf
geschlüsselt. 

Zur Darstellung kumulierter Wirkungen aller im Rahmen dieser Richtlinie abgewickelten Pro
jektportfolios werden folgende Indikatoren herangezogen: 

Tabelle „Indikatoren“ 

Ziele Indikator Sub-Indi
kator 

Beschreibung Quelle 

Schaffung von Anreizen für F&E-Akti
vitäten und Stärkung bestehender 
österreichischer Kompetenzen insbe
sondere in Recycling und Batterie-
Produktion 

I 
Beschäftigung 

Ia Wissenschaftliche 
Stellen (PostDoc, 
Master, Bachelor, 
PhD) 

Befragung der 
Förderungsneh
mer 

Ib Anteil weiblicher 
Beschäftiger 

Befragung der 
Förderungsneh
mer 

Unterstützung der österreichischen 
Industrie um neue technologische 
Konzepte zur Marktreife zu bringen 
und ihre Entwicklung zur Massenpro
duktion zu beschleunigen 

II 
Spill Over Ef
fekte 

IIa Kooperation ent
lang der Wert
schöpfungskette 

Befragung der 
Förderungsneh
mer 

Schaffung natur- und ingenieurwis
senschaftlichen Wissens und dessen 
Sicherung, um Österreich im Bereich 
Batterieproduktion und Recycling
technologien in eine führende Posi
tion zu bringen 

III 
Patentaktivität 

IIIa Patentaktivität Befragung der 
Förderungsneh
mer 

Aufbau und Sicherung von Kompe
tenz und Produktionskapazitäten in 
der Batterieentwicklung, die für die 
Wettbewerbsfähigkeit der Fahrzeug
industrie entscheidend sind 

IV 
Wirtschaft 

IVa Produzierte bzw. 
recyklierte Ener
giekapazität (Wh) 
mit österreichi
schen Komponen
ten 

Befragung der 
Förderungsneh
mer 

Entwicklung und Umsetzung effizien
ter und ökologisch verträglicher Re
cycling- und Wiederverwendungs
technologien für Batterien 

V 
Nachhaltigkeit 

Va Energieeffiziente 
Prozesse 

Befragung der 
Förderungsneh
mer 
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3.4 Evaluierung und wirkungsorientierte Folgenabschätzung 

Es sind die Erfordernisse haushaltsrechtlicher Vorgaben einzuhalten. Diese besagen gemäß 
§ 16 Abs 2 BHG 2013, dass vor Inkraftsetzung sonstiger rechtsetzender Maßnahmen, die nicht 
unter § 16 Abs. 1 BHG 2013 fallen (Verordnungen, über- oder zwischenstaatlicher Vereinbarun
gen), das Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen her
zustellen ist. Jedem Entwurf für ein Regelungsvorhaben und jedem sonstigen Vorhaben nach 
§ 17 Abs. 1 BHG 2013 ist eine wirkungsorientierte Folgenabschätzung (WFA) anzuschließen. Im 
Rahmen dieser WFA werden Ziele, Maßnahmen und Kennzahlen definiert, welche Erfolg dar
stellbar machen sollen und politische Steuerung unterstützen. 

Im Rahmen der Evaluierung soll die Konformität der Vorhaben zu den Vorgaben der hier defi
nierten Richtlinie nachvollzogen werden. Neben der Überprüfung der formalrechtlichen und 
definitorischen Bedingungen ergibt sich auch eine Überprüfung der Konformität anhand der 
sinnhaften Erfüllung der in 3.2., 3.3. und der in nachfolgenden Absätzen genannten Aspekte. 

Zum Zweck der Erfassung der erforderlichen Informationen ist ein entsprechendes Monitoring 
aufzubauen, das standardisierte Basisdaten während der Projektdauer liefert. Auf Basis der 
wirkungsorientierten Folgenabschätzung ist 2024 jedenfalls eine Evaluierung vorgesehen. 

3.5 Förderungsgegenstand, Förderbare Projekte und Förderungskri
terien 

Förderungsgegenstand: 

Forschungs- und Entwicklungsprojekte („RDI“) und erste gewerbliche Nutzung zur Fertigung für 
spezielle Anwendungen für Batterien („FID“). 

Förderbare Projekte: 

1. Auf Basis dieser Richtlinie sind förderbare Projekte im Bereich RDI insbesondere: 
a)  im Bereich industrielle Forschung und experimentelle Entwicklung, welche dem Ziel 

der Einführung neuer oder wesentlich verbesserter Produkte, Produktionsverfahren 
oder Dienstleistungen dienen; 

b) zur Erstellung von Prototypen, Pilot- oder Demonstrationsanlagen sowie Versuchsan
lagen; 

c) Investitionen in die Forschungsinfrastruktur mit der Zielsetzung der Etablierung der 
Voraussetzungen für einen modernen Forschungs- und Entwicklungsbetrieb inklusive 
Gebäudeinfrastruktur, Messtechnik und Laborinfrastruktur. 

2. Auf Basis dieser Richtlinie sind förderbare Projekte im Bereich FID insbesondere investiv 
mit der Zielsetzung einer wesentlichen Verbesserung der innerbetrieblichen Prozesse. Vo
raussetzung ist, dass es zu einer ersten gewerblichen Nutzung kommt, die sich auf die 
Weiterentwicklung von Pilotanlagen oder neuartigen Ausrüstungen und Einrichtungen 
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bezieht. Er deckt die auf die Pilotphase folgenden Schritte (einschließlich der Testphase) 
ab, nicht aber die Massenproduktion oder kommerzielle Tätigkeiten. 

Förderungskriterien: 

Jedes Projekt ist Teil des IPCEI „EUBatIn“-Vorhabens, die Kriterien für dieses Vorhaben gelten 
somit (zumindest Teile davon) auch für die einzelnen Projekte. 

Förderbare Projekte haben folgende Kriterien zu erfüllen: 

• Kriterien für eine positive Beurteilung der Projekte durch die Europäische Kommission 
(Prüfung erfolgt durch die nationalen Förderstellen und die Europäische Kommission): 
− RDI-Projekte müssen von bedeutender innovativer Natur sein oder einen wichtigen 

Mehrwert für RDI unter Berücksichtigung des Stands der Technik in dem betreffen
den Sektor darstellen. 

− Projekte, die industriell genutzt werden sollen, müssen die Entwicklung eines neuen 
Produkts oder einer neuen Dienstleistung mit hohem Forschungs- und Innovations
gehalt und/oder die Einführung eines grundlegend innovativen Produktionsprozesses 
ermöglichen. Regelmäßige Aktualisierungen ohne eine innovative Dimension der vor
handenen Einrichtungen und die Entwicklung neuer Versionen bereits bestehender 
Produkte kommen nicht in Betracht. 

− Umwelt-, Energie- oder Verkehrsprojekte müssen entweder von großer Bedeutung 
für die Umwelt, die Energie (einschließlich der Energieversorgungssicherheit) oder für 
die Verkehrsstrategie der Union sein oder aber erheblich einen signifikanten Beitrag 
zum Binnenmarkt leisten (einschließlich aber nicht beschränkt auf diese spezifischen 
Sektoren). 

• Zusätzliche Kriterien für eine positive Beurteilung der Projekte durch die nationalen För
derstellen: 
− die Projekte stärken die Positionierung Österreichs in den betreffenden Wertschöp

fungsketten; 
− die Projekte adressieren Themenfelder mit hoher strategischer Relevanz für den In

novations- und Wirtschaftsstandort Österreich; 
− der Produktionsstandort Österreich wird durch die Projekte abgesichert und in strate

gischen Themenfeldern ausgebaut; 
− die Projekte befördern die wirtschaftliche Nutzung vorhandener F&E-Kompetenz in 

Österreich; 
− die Projekte führen zur Herausbildung marktrelevanter Stärkefelder in Bereichen wie 

der Validierung neuer Material-, Produktions- und Prozesstechnologien, der Integrati
onsschritte von den Batteriezellenkomponenten zur Batteriezelle, über die die Batte
rie-Module bis zur Gesamtbatterie und deren Integration in Fahrzeuge, die Entwick
lung und Produktion von Batteriemanagement-Systemen, Thermo-Management Sys
temen sowie dem Recycling von Lithium-Ionen-Batterien. 
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3.6 Vereinbarkeitskriterien 

Bei der Prüfung, ob eine Beihilfe zur Förderung eines IPCEI nach Artikel 107 Absatz 3 Buch
stabe b des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union mit dem Binnenmarkt ver
einbar ist, berücksichtigt die Europäische Kommission die folgenden Kriterien1: 

• Erforderlichkeit und Angemessenheit der Beihilfe; 
• Vermeidung unverhältnismäßiger Wettbewerbsverzerrungen und Abwägungsprüfung; 
• Transparenz (siehe 8.2). 

Im Rahmen der Abwägungsprüfung untersucht die Europäische Kommission, ob die zu erwar
tenden positiven Auswirkungen die möglichen negativen Effekte überwiegen. 

In Anbetracht der Art des Projekts kann die Europäische Kommission die Auffassung vertreten, 
dass das Vorliegen eines Marktversagens oder anderer wichtiger systemischer Mängel sowie 
der Beitrag zu einem gemeinsamen europäischen Interesse angenommen werden können, 
wenn das Projekt die angegebenen Förderkriterien erfüllt. 

3.7 Förderungswerberinnen und Förderungswerber 

3.7.1 Formelle Voraussetzungen 

Auf Basis dieser Richtlinie werden in erster Linie Förderungen an Unternehmen vergeben, die 
dem Beihilferecht unterliegen („Beihilfen“), ergänzend können Förderungen an Universitäten 
und Forschungseinrichtungen, die keine Beihilfen darstellen (nicht-wirtschaftliche Tätigkeiten) 
vergeben werden, sofern sie in einem inhaltlichen Zusammenhang mit dem IPCEI „EUBatIn“ 
stehen. 

Förderungswerberinnen und Förderungswerber können nur außerhalb der österreichischen 
Bundesverwaltung stehende juristische Personen bzw. Personengesellschaften sein, die bei der 
Auszahlung der Förderung eine Betriebsstätte oder Niederlassung in Österreich haben.  Gesell
schaften bürgerlichen Rechts sind nicht antragsberechtigt. 

Formelle Voraussetzungen gemäß Artikel 2 der „Mitteilung“: 

Ein Unternehmen, das einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren Beschlusses 
der Europäischen Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Förderung und ihrer 
Unvereinbarkeit nicht nachgekommen ist, ist solange von der Teilnahme ausgeschlossen, bis 
das Unternehmen die Rückabwicklung der inkompatiblen Förderung vollzogen hat. 

                                                      

1 Dem Gerichtshof zufolge verfügt die Kommission bei der Würdigung der Vereinbarkeit von IPCEI über einen Ermessensspiel
raum. Gemeinsame Rechtssachen C-62/87 und 72/87, Exécutif regional wallon und SA Glaverbel/Kommission, Slg. 1988, 
1573, Randnr. 21. 
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Unternehmen, die sich im Sinne der Rettungs- und Umstrukturierungsleitlinien2 oder etwaiger 
Folgeleitlinien in geänderter oder neuer Fassung, in Schwierigkeiten befinden, sind von der Teil
nahme ausgeschlossen. 

Zusätzliche formelle Voraussetzungen gemäß ARR 2014: 

Aufgrund der Angaben und Nachweise im Förderungsansuchen und mangels gegenteiliger Hin
weise ist von den Abwicklungsstellen zu prüfen, ob  

1. von einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung ausgegangen werden kann, 
2. eine ordnungsgemäße Durchführung der geförderten Leistung zu erwarten ist, insbeson

dere aufgrund der vorliegenden fachlichen, wirtschaftlichen und organisatorischen Vo
raussetzungen 

3. kein gesetzlicher Ausschlussgrund vorliegt und 
4. keine sonstigen in der Sonderrichtlinie vorgesehenen Ausschlussgründe vorliegen. 

3.7.2 Einschränkungen des Kreises der Förderungswerberinnen und Förde
rungswerber 

Die Berechtigung zur Antragstellung kann für Förderungswerberinnen und Förderungswerber 
bzw. Beteiligte vorab entsprechend den formellen Voraussetzungen (siehe 3.7.1) und dem er
warteten Beitrag zum Vorhaben IPCEI „EUBatIn“ eingeschränkt werden. 

3.8 Förderungsart 

Die Förderung auf Basis dieser Richtlinie erfolgt in Form nicht rückzahlbarer Zuschüsse. 

Andere Formen von Förderungen, wie Kredite, Garantien können auf Basis bestehender Richt
linien erfolgen und mit der Förderung auf Basis der gegenständlichen Richtlinie kumuliert wer
den (siehe 4.4). 

3.9 Förderungsintensität 

Unter Förderungsintensität (bezogen auf Beihilfen „Beihilfenintensität“) versteht man gemäß 
Allgemeiner Gruppenfreistellungsverordnung den Prozentsatz der Förderung bezogen auf die 
Basis der förderbaren Kosten. Die Beihilfehöchstintensität richtet sich gemäß der „Mitteilung“ 
hingegen nach der festgestellten Finanzierungslücke im Verhältnis zu den beihilfefähigen Kos
ten. Die Finanzierungslücke entspricht den auf den Projektstart abgezinsten Summen aus posi
tiven und negativen Zahlungsflüssen (Cash-Flows). Sollte es die Analyse der Finanzierungslücke 

                                                      

2 Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten 
(ABl. C 244 vom 1.10.2004, S. 2). Wie dort unter Randnummer 20 erläutert, kann ein Unternehmen in Schwierigkeiten, da es 
in seiner Existenz bedroht ist, nicht als geeignetes Mittel zur Verwirklichung anderer politischer Ziele dienen, bis seine Renta
bilität gewährleistet ist. 
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rechtfertigen, könnte die laut Europäischer Kommission zulässige Beihilfeintensität bis zu 
100 % der beihilfefähigen Kosten erreichen. 

Dieser beihilferechtlich zulässige Maximalbetrag darf durch die nationale Förderung nicht 
überschritten werden. Die tatsächliche Höhe der nationalen Förderungsintensität ist gede
ckelt mit dem aus der Finanzierungslücke errechneten Beihilfenhöchstbetrag bzw. der im eu
ropäischen Projektantrag verankerten angesuchten Beihilfe pro Projekt. Der Richtwert für den 
Prozentsatz der nationalen Förderungsintensität beträgt 25% der förderfähigen Kosten.  

4 Allgemeine Förderungsvoraussetzungen sowie all
gemeine und sonstige Förderungsbedingungen 

4.1 Gesamtfinanzierung der Leistung 

Die Durchführung des Projekts muss unter Berücksichtigung der Förderung aus Bundesmitteln 
finanziell gesichert erscheinen. Die Förderungswerberin oder der Förderungswerber hat dies 
durch geeignete Unterlagen, insbesondere durch einen Kosten-, Zeit- und Finanzierungsplan 
nachzuweisen. Die Abwicklungsstellen überprüfen vor Gewährung der Förderung, ob die wirt
schaftliche Leistungsfähigkeit der Förderungsnehmerin oder des Förderungsnehmers gegeben 
ist, wobei auch positive Entwicklungschancen durch das Projekt zu berücksichtigen sind. 
Ebenso wird überprüft, ob das Unternehmen Gegenstand eines Insolvenzverfahrens ist oder 
die im innerstaatlichen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insol
venzverfahrens auf Antrag seiner Gläubiger vorliegen oder die Kriterien für ein Unternehmen 
in Schwierigkeiten gemäß 3.7.1. zutreffen. 

4.2 Anreizeffekt 

Eine Förderung ist nur zulässig, wenn sie einen Anreizeffekt aufweist, d.h. die Förderung muss 
dazu führen, dass die Förderungsempfänger ihr Verhalten ändern und zusätzliche Tätigkeiten 
aufnehmen, die sie ohne die Förderung nicht, nur in geringerem Umfang, auf andere Weise 
oder an einem anderen Standort ausüben würden. Das Vorliegen eines Anreizeffekts ist insbe
sondere dann auszuschließen, wenn mit den Arbeiten im zu fördernden Projekt vor dem Ein
langen eines Förderungsansuchens (siehe 4.3.) begonnen wurde. Dies schließt nicht aus, dass 
die potenzielle Förderungsnehmerin oder der potenzielle Förderungsnehmer bereits Durch
führbarkeitsstudien bzw. vergleichbare Vorarbeiten vorgenommen hat, die nicht von dem För
derungsansuchen erfasst werden. 

4.3 Förderungszeitraum 

Es sind nur solche Projekte förderungsfähig, für die ein Förderungsansuchen vor Projektbeginn 
eingereicht wurde. 
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Der frühestmögliche Zeitpunkt für die Kostenanerkennung ist der Zeitpunkt des Eingangs des 
Projektportfolios bei den nationalen Abwicklungsstellen, der im Förderungsvertrag festzule
gende Zeitpunkt für die Kostenanerkennung kann jedoch aufgrund wesentlicher Änderungen 
des Projekts, die sich durch die Genehmigung durch die Europäische Kommission oder aufgrund 
der nationalen Prüfung ergeben, auch mit einem späteren Zeitpunkt festgelegt werden. 

Eine Förderung darf entsprechend der Eigenart der Leistung nur zeitlich befristet gewährt wer
den. Die maximale Dauer der Projekte ist entsprechend dem Notifikationsschreiben der Euro
päischen Kommission festzulegen. Eine Überschreitung der Projektlaufzeit ist nur dann mög
lich, wenn ein Antrag auf Projektzeitverlängerung an die Abwicklungsstellen gestellt wurde und 
diese feststellt, dass der bewilligte Förderungszweck aufrechterhalten bleibt. Damit ist eine 
kostenneutrale Verlängerung der Projektlaufzeit möglich. Sonstige Verlängerungen bedürfen 
eines gesonderten Förderungsansuchens. 

4.4 Kumulierung und Mitteilungspflicht über sonstige Förderungen 
gemäß § 17 ARR 2014 und gemäß Punkt 34 der „Mitteilung“ 

Vor Gewährung einer Förderung aus Bundesmitteln ist von der haushaltsführenden Stelle oder 
den Abwicklungsstellen zu erheben: 

1. Welche Förderungen aus öffentlichen Mitteln einschließlich EU-Mitteln der Förderungs
werberin oder dem Förderungswerber in den letzten drei Jahren vor Einbringung des För
derungsansuchens für dieselbe Leistung (für das Projekt, aber auch für einzelne Kostenar
ten), auch wenn mit verschiedener Zweckwidmung, gewährt wurden und 

2. um welche derartigen Förderungen sie oder er bei einer anderen haushaltsführenden 
Stelle des Bundes oder einem anderen Rechtsträger einschließlich anderer Gebietskörper
schaften und der Europäischen Union angesucht hat, über die Gewährung aber noch 
nicht entschieden wurde oder sie oder er noch ansuchen will. 

3. ob für ähnliche oder vergleichbare Projekte in den letzten drei Jahren direkt oder indirekt 
Beihilfen gleicher Intensität außerhalb der EU gewährt wurden oder noch gewährt wer
den. Wenn jedoch nach drei Jahren noch mit Verzerrungen des internationalen Handels 
zu rechnen ist, kann der Bezugszeitraum entsprechend den besonderen Gegebenheiten 
des jeweiligen Wirtschaftszweiges verlängert werden (siehe Punkt 34 der „Mitteilung“). 

Die Erhebung hat insbesondere durch entsprechende Angaben der Förderungswerberin oder 
des Förderungswerbers zu erfolgen. Die Abwicklungsstellen haben angemessene und wirksame 
Methoden zur Überprüfung der Angaben der Förderungswerberin oder des Förderungswerbers 
vorweg festzulegen, die geeignet sind, unerwünschte Mehrfachförderungen zu vermeiden. Bei
hilfen auf Basis dieser Richtlinie, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten bestimmen lassen, 
können kumuliert werden mit anderen staatlichen Beihilfen, sofern die von der Europäischen 
Kommission genehmigte Beihilfenintensität nicht überschritten wird. 
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Daher haben die haushaltsführende Stelle oder die Abwicklungsstellen vor der Gewährung ei
ner Förderung, bei Verdacht des Vorliegens unerlaubter Mehrfachförderungen, andere in Be
tracht kommende Förderungsgeber zu verständigen. Aufgrund eines wirksamen risikobasierten 
Kontrollverfahrens zur Identifizierung von Verdachtsfällen, werden die Abwicklungsstellen 
durch Abstimmung mit anderen Förderstellen die vorhandenen Datenbanksysteme nützen. Da
bei ist auch eine Abfrage aus der Transparenzdatenbank vorzunehmen. Ergänzend werden För
derungen anderer Förderungsstellen für die selben Kosten in der Antragsphase und im Rahmen 
der Zwischen- und Endberichte abgefragt. Liegt eine unerlaubte Mehrfachförderung vor, ist 
keine Förderung zu gewähren. 

Eine Förderung kann jedoch dann gewährt werden, wenn insbesondere 

1. das Förderungsansuchen derart abgeändert wird oder im Förderungsvertrag derartige 
Auflagen und Bedingungen vorgesehen werden, dass das Vorliegen einer unerlaubten 
Mehrfachförderung ausgeschlossen werden kann, 

2. von einer ordnungsgemäßen Durchführung und Abrechnung des geförderten Projektsaus
gegangen werden kann und 

3. die sonstigen Förderungsvoraussetzungen gegeben sind. 

5 Förderbare Kosten  

5.1 Allgemeine Regelungen 

Förderbare Kosten sind alle dem Projekt zurechenbaren Ausgaben bzw. Aufwendungen, die 
direkt, tatsächlich und zusätzlich (zum herkömmlichen Betriebsaufwand) für die Dauer vom 
Projektbeginn bis zum Projektende der geförderten Tätigkeit entstanden sind. 

Es werden nur Kosten anerkannt, die in die förderbaren Kostenkategorien fallen, nachweislich 
nach Einreichung des Projekts angefallen und nach dem vertraglich festgelegten Projektbeginn 
entstanden sind. 

5.2 Kosten- und Abrechnungsleitfaden 

Für die operative Umsetzung der Bestimmungen der Kostenanerkennung wird von den jewei
ligen Abwicklungsstellen ein Kosten- bzw. Abrechnungsleitfaden mit detaillierten Regelungen 
zu 5.3. im Einvernehmen mit der bzw. dem richtlinienverantwortlichen Bundesministerin bzw. 
Bundesminister den Förderungsnehmerinnen und Förderungsnehmern zur Verfügung gestellt. 

5.3 Förderbare Kosten 

Förderbare Kosten im Sinne dieser Richtlinie sind: 
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1. Kosten für Durchführbarkeitsstudien, einschließlich vorbereitender technischer Studien, 
sowie Kosten für den Erhalt von Genehmigungen, die zur Durchführung des Projekts er
forderlich sind (mit Ausnahme von Vergabeverfahren); 

2. Kosten für Instrumente und Ausrüstungen (einschließlich Anlagen und Transportmittel), 
sofern und solange sie für das Projekt genutzt werden. Werden diese Instrumente und 
Ausrüstungen nicht während ihrer gesamten Lebensdauer für das Projektverwendet, gilt 
nur die nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung ermittelte Wertminderung 
während der Dauer des Projekts als beihilfefähig; 

3. Kosten für die Nutzung von Gebäuden, Infrastruktur und Grundstücken während des Pro
jektzeitraums; 

4. Kosten für sonstige Materialien, Bedarfsmittel und dergleichen, die für das Projekt erfor
derlich sind; 

5. Kosten für die Erlangung, Validierung und Verteidigung von Patenten und anderen imma
teriellen Vermögenswerten. Kosten für Auftragsforschung, Fachwissen und Patente, die 
von unabhängigen Dritten zu marktüblichen Bedingungen erworben oder lizenziert wur
den, sowie Kosten für Beratung und gleichwertige Dienstleistungen, die ausschließlich für 
das unterstützte Projekt verwendet werden; 

6. Personal- und Verwaltungskosten, die für die FuEuI-Tätigkeiten unmittelbar anfallen, ein
schließlich der FuEuI-Tätigkeiten im Zusammenhang mit der ersten gewerblichen Nut
zung3 oder im Falle eines Infrastrukturprojekts beim Bau der Infrastruktur angefallene 
Kosten; 

7. Gemeinkosten werden pauschal mit 25% auf die abgerechneten Personalkosten, Kosten 
für Anlagennutzung, Sachkosten sowie Reisekosten aufgeschlagen. Mit dieser Pauschale 
sind jedenfalls folgende Kostenpositionen abgedeckt, die nicht als Einzelkosten angesetzt 
werden können: 
a) Allgemeine Tätigkeiten von Sekretariat, Controlling, Buchhaltung, Personalverrech

nung, Geschäftsführung, Steuerberatung, Wirtschaftsprüfung, Rechtsberatung, EDV-, 
Nachrichtenaufwand 

b) Büromaterial, Drucksorten 
c) Arbeitsplatzausstattung (Büromöbel, EDV etc.) 
d) Gebäudeabschreibung, Instandhaltung, Reparatur 
e) Miete und Pacht für allgemeine Flächen, Betriebskosten 
f) Reinigung, Entsorgung 
g) Lizenzgebühren (sofern diese die Unternehmensgrundausstattung betreffen) 
h) Verpackungs- und Transportkosten 
i) Fachliteratur 
j) Versicherungen 

                                                      

3 Der Begriff erste gewerbliche Nutzung bezieht sich auf die Weiterentwicklung von Pilotanlagen oder neuartige Ausrüstun
gen und Einrichtungen. Er deckt die auf die Pilotphase folgenden Schritte (einschließlich der Testphase) ab, nicht aber die 
Massenproduktion oder kommerzielle Tätigkeiten. 
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8. Bei Beihilfen für Projekte der ersten gewerblichen Nutzung: die Investitionsaufwendun
gen (CAPEX) und Betriebskosten (OPEX), sofern die gewerbliche Nutzung ein Ergebnis von 
FuEuI-Tätigkeiten ist4 und selbst eine sehr wichtige FuEuI-Komponente umfasst, die ein 
integraler und notwendiger Faktor für die erfolgreiche Umsetzung des Projekts ist. Die Be
triebskosten müssen zu einer derartigen Komponente des Vorhabens in Bezug stehen. 
Gemäß Auslegung der europäischen Kommission gelten jedoch nur die Abschreibungskos
ten, die der Laufzeit des Projekts entsprechen und auf der Grundlage der guten Rech
nungslegungspraxis berechnet wurden, als förderfähig. 

Für Personalkosten, die überwiegend aus Bundesmitteln gefördert werden, sind Kosten nur bis 
zu jener Höhe an erkennbar, die auf entsprechenden gesetzlichen, kollektivvertraglichen bzw. 
darauf basierenden branchenüblichen Betriebsvereinbarungen festgelegten Bestimmungen 
beruhen. Sollten keine gesetzlichen oder kollektivvertraglichen Bestimmungen vorliegen, ist 
das Gehaltsschema des Bundes als Obergrenze heranzuziehen. Als Personalkosten sind die tat
sächlich aufgewendeten Lohn- und Gehaltskosten laut unternehmensinterner Lohn- und Ge
haltsverrechnung heranzuziehen. 

Nicht förderbar sind Kosten, die vor der Antragstellung oder außerhalb der Projektlaufzeit an
gefallen sind. Bezüglich Anerkennungszeitpunkt für förderbare Kosten siehe 4.3. 

6 Ablauf der Förderungsgewährung 

6.1 Abwicklungsstellen 

Mit der Abwicklung der Förderung werden die Österreichische Forschungsförderungsgesell
schaft mbH (FFG) und die Austria Wirtschaftsservice GmbH (AWS) gemeinsam betraut (in Folge: 
„Abwicklungsstellen“), da jede Abwicklungsstelle über die optimale Kompetenz für den Teil 
„RDI“ und „FID“ verfügt. Die administrativen Kosten werden jeweils nur einer Abwicklungsstelle 
für den auf sie entfallenden Teilersetzt, damit können Mehrkosten ausgeschlossen werden. Mit 
den Abwicklungsstellen ist ein Vertrag abzuschließen. 

6.2 Phasen der Antragsstellung und Genehmigung 

6.2.1 Aufforderung zur Einreichung von Projektskizzen (Phase 1) 

Die Haushaltsführende Stelle oder eine von der Haushaltsführenden Stelle beauftragte Stelle 
fordert in der ersten Phase zur Einreichung von Projektskizzen auf. 

                                                      

4 Die erste gewerbliche Nutzung muss nicht durch das gleiche Unternehmen erfolgen, das die RDI-Tätigkeit ausgeführt hat, 
solange letzteres die Rechte auf Nutzung der Ergebnisse des ersteren erwirbt und die RDI-Tätigkeit sowie die erste gewerbli
che Nutzung vom Projekt abgedeckt sind und zusammen angemeldet werden. 
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Die wesentlichen Inhalte einer Projektskizze sind: 

• Beschreibung des Unternehmens im Hinblick auf batterierelevante Aktivitäten 
• Beschreibung des/der einzureichenden Projekte/s und dessen Einbettung in den ersten 

industriellen Einsatz der Batterieproduktion für Spezialanwendungen („First industry 
deployment of battery production for special applications“) 

• Geplante Aktivitäten für Fertigung wie z.B. Stationen als Zulieferer, Logistik, Komponen
tenfertigung, Automatisierung, Elektronik für thermisches Management und Überwa
chung 

• Bisherige Aktivitäten auf diesem Gebiet 
• Geplantes Investment 
• Ziele des Projekts/der Projekte 
• Mögliche Partner: Wissenschaftliche Partner, KMUs, Industriepartner – jeweils auf natio

naler oder europäischer Ebene 
• Geplante Zeitleiste für die Hauptaktivitäten unter Description (keine Detailplanung). 

6.2.2 Ausarbeitung und Prüfung von Projektportfolios (Phase 2) 

Die an der Antragstellung interessierten Förderungswerberinnen und Förderungswerber wer
den von den Abwicklungsstellen aufgefordert Projektportfolios mit folgendem Inhalt auszuar
beiten: 

1. beteiligte Partner der europäischen Arbeitsgemeinschaft (Kurzdarstellung), Struktur der 
Zusammenarbeit bzw. des Konsortiums, 

2. strategische Ausgangslage der beteiligten Partner, Ziele des Projekts, Abdeckung der 
Wertschöpfungskette, 

3. Stand von Forschung, Technologie und Markt, Patentlage, 
4. Marktpotenzial, Marktumfeld, wirtschaftliche und technische Konkurrenzsituation, 
5. Projektzeit- und -arbeitsplan, Meilensteine und Zwischenziele, 
6. Finanzierungs- und Investitionsplan, grobes finanzielles Mengengerüst mit tabellarischer 

Finanzierungsübersicht (Angabe von Kostenarten, Eigenmittel/Drittmittel, Personenmo
naten, gegebenenfalls weiteren Kosten/Ausgaben), 

7. Verwertungsplan mit Darlegung der Marktperspektiven inklusive Zeithorizont und Plan
zahlen, Abnehmerstrukturen, Mehrwert für den Standort Österreich und EU. 

Die Abwicklungsstellen prüfen die Projekt-Portfolios auf ihre grundsätzliche Eignung, formale 
Richtigkeit bzw. Vollständigkeit und haben der jeweiligen Förderungswerberin oder dem jewei
ligen Förderungswerber zur Behebung von Mängeln des Projekt-Portfolios eine angemessene 
Frist zu setzen. Ziel der Prüfung der Projekt-Portfolios durch die Abwicklungsstellen ist die Ein
haltung der in 3.5 aufgezählten formellen und inhaltlichen Förderkriterien der Europäischen 
Kommission. 
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Projekt-Portfolios, welche die formalen und inhaltlichen Anforderungen erfüllt haben, sind 
durch die Abwicklungsstellen nach einem nachvollziehbaren und transparenten Verfahren zu 
beurteilen. Die Abwicklungsstellen können für die fachliche Beurteilung spezifischer Bereiche 
zusätzlich Fachgutachten einholen. 

Als Ergebnis des Bewertungs- und Qualitätssicherungsvorgangs haben die Abwicklungsstellen 
eine Empfehlung zur Vorlage des Projektportfolios zur Pränotifikation an die Europäische Kom
mission an die jeweilige Bundesministerin oder den jeweiligen Bundesminister abzugeben. Die 
Entscheidung zur Vorlage der empfohlenen Projektportfolios an die Europäische Kommission 
obliegt der Bundesministerin oder dem Bundesminister. 

6.2.3 Genehmigung (Phase 3) 

Nach Beendigung der Pränotifikation fordern die Abwicklungsstellen während oder nach der 
Notifikation durch die Europäischen Kommission die gemäß Pränotifikation genehmigten För
derungswerberinnen und Förderungswerber zur Übermittlung der Förderungsansuchen im na
tionalen Einreichungsportal auf. Das Förderungsansuchen entspricht den im Zuge der Pränoti
fikation von der Europäischen Kommission vorgegebenen Bedingungen, Vorgaben und hat ei
nen der Eigenart der Leistung entsprechenden Leistungs-, Kosten-, Zeit- und Finanzierungsplan 
und alle sonstigen auf die geförderte Leistung Bezug habenden Unterlagen zu enthalten. 

Die Förderungswerberin oder der Förderungswerber hat bei den Abwicklungsstellen ein schrift
liches Förderungsansuchen, unter Verwendung des jeweiligen Formulars, innerhalb der ggf. in 
der Aufforderung zur Einreichung von Förderungsansuchen festgelegten Frist einzureichen. 

Förderungsansuchen, welche die formalen und inhaltlichen Anforderungen erfüllt haben, sind 
durch die Abwicklungsstellen nach einem nachvollziehbaren und transparenten Verfahren zu 
beurteilen. Die Abwicklungsstellen können für die fachliche Beurteilung spezifischer Bereiche 
zusätzlich Fachgutachten einholen. 

Als Ergebnis des Bewertungs- und Qualitätssicherungsvorgangs haben die Abwicklungsstellen 
eine Empfehlung zur Förderung an die jeweilige Bundesministerin oder den jeweiligen Bundes
minister abzugeben. 

Die Förderentscheidung obliegt der Bundesministerin oder dem Bundesminister. 

6.3 Sprachliche Voraussetzungen 

Die Förderungsabwicklung erfolgt primär in deutscher Sprache; fremdsprachige Unterlagen 
sind in deutscher oder englischer Übersetzung vorzulegen. Dokumente, die zur Vorlage an 
IPCEI-Projektpartner in anderen Mitgliedstaaten oder zur Vorlage an die Europäische Union be
stimmt sind, sind jedenfalls in englischer Sprache vorzulegen bzw. ist über Aufforderung der 
Abwicklungsstellen eine Übersetzung in englischer Sprache unverzüglich nachzureichen. 
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6.4 Förderungsverträge 

Eine Förderung darf nur im Umfang der beihilferechtlichen Genehmigung durch die Europäi
sche Kommission und aufgrund eines schriftlichen Förderungsvertrages gewährt werden. Die 
Abwicklungsstellen haben für die IPCEI Musterförderungsverträge auszuarbeiten, die sich an 
folgendem Schema orientieren: 

1. Bezeichnung der Rechtsgrundlage, 
2. Bezeichnung der Förderungsnehmerin oder des Förderungsnehmers -, einschließlich von 

Daten, die die Identifikation gewährleisten (z.B. Geburtsdatum, Firmenbuchnummer u.ä.), 
3. Beginn und Dauer der Laufzeit der Förderung, 
4. Art und Höhe der Förderung auf Basis der förderbaren und nicht förderbaren Kosten so

wie ein Verweis auf einen Kostenleitfaden der Abwicklungsstellen, 
5. genaue Beschreibung des geförderten Vorhabens (Förderungsgegenstand), 
6. Fristen für die Einbringung des geförderten Vorhabens sowie für die Berichtspflichten, 
7. Auszahlungsbedingungen, 
8. Kontrolle und gegebenenfalls Mitwirkung bei der Evaluierung, 
9. Bestimmungen über die Einstellung und Rückzahlung der Förderung (siehe 6.5 „Einstel

lung der Förderung und Rückzahlung“), 
10. sonstige zu vereinbarende Vertragsbestimmungen sowie 
11. besondere Förderungsbedingungen, die der Eigenart des zu fördernden Vorhaben ent

sprechen und überdies sicherstellen, dass dafür Bundesmittel nur in dem zu Erreichung 
des angestrebten Erfolges unumgänglich notwendigen Umfang eingesetzt werden. 

Mitwirkung der Förderungsnehmerin oder des Förderungsnehmers an der Evaluierung und Be
reitstellung von Informationen zur Beurteilung der Erreichung der festgelegten Indikatoren. 

6.5 Datenverarbeitung 

Die Förderungswerberinnen und Förderungswerber nehmen zur Kenntnis, dass ihre personen
bezogenen Daten von der haushaltführenden Stelle und den Abwicklungsstellen als gemein
same Verantwortliche entsprechend den Vorgaben der Verordnung (EU) 2016/679 des Euro
päischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG ("Datenschutz-Grundverordnung", DSGVO) sowie dem Bundesgesetz zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten (Datenschutzge
setz – DSG), BGBl. I Nr. 165/1999 idgF verarbeitet werden. 

Die Förderungswerberinnen und Förderungswerber nehmen zur Kenntnis, dass die im Zusam
menhang mit der Anbahnung und Abwicklung des Fördervertrages anfallenden personenbezo
genen Daten, deren Verwendung  für die Wahrnehmung einer der haushaltführenden Stelle 
übertragenen Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt (Art 6 Abs 1 lit e DSGVO), zur Erfül
lung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist (Art 6 Abs 1 lit c DSGVO) oder sonst zur 
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Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist 
(Art 6 Abs 1 lit f DSGVO), von der haushaltführenden Stelle und den Abwicklungsstellen für 
Zwecke des Abschlusses und der Abwicklung des Förderungsvertrages, der Wahrnehmung der 
der haushaltführenden Stelle übertragenen Aufgaben und für Kontrollzwecke verwendet wer
den. 

Es kann im Rahmen dieser Verwendung dazu kommen, dass die Daten insbesondere an Organe 
und Beauftragte des Bundes (Landes), des Rechnungshofes, und der Europäischen Union über
mittelt oder offengelegt werden müssen, wobei die Rechtsgrundlage dafür jeweils die Erfüllung 
einer rechtlichen Verpflichtung (Art 6 Abs 1 lit c DSGVO) oder die Wahrnehmung einer Aufgabe 
im öffentlichen Interesse ist (Art 6 Abs 1 lit e DSGVO). Wenn mehrere anweisende Organe des 
Bundes (Landes) und/oder der Förderungsgeber der gleichen Förderungsnehmerin oder dem 
gleichen Förderungsnehmer für dasselbe Vorhaben, wenn auch mit verschiedener Zweckwid
mung, eine Förderung gewähren wollen und sich daher zu verständigen haben, geschieht dies 
entweder aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung nach Art 6 Abs 1 lit c DSGVO oder zur Wah
rung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten (Art 6 Abs 1 lit f 
DSGVO). 

Weiters nehmen die Förderungswerberinnen und Förderungswerber zur Kenntnis, dass die 
haushaltführende Stelle und die Abwicklungsstellen berechtigt sind, die oben genannten per
sonenbezogenen Daten, für die Beurteilung des Vorliegens der Förderungsvoraussetzungen, 
und zur Prüfung des Verwendungsnachweises, über die von ihr oder ihm selbst erteilten Aus
künfte hinaus auch durch Rückfragen bei anderen Organen des Bundes, bei anderen Rechtsträ
gern (die einschlägige Förderungen zuerkennen oder abwickeln), oder anderen Dritten, zu er
heben und an diese zu übermitteln, wobei diese wiederum berechtigt sind, die für die Anfrage 
erforderlichen personenbezogenen Daten zu verarbeiten und Auskünfte zu erteilen. 

Die Förderungsnehmerinnen und Förderungswerber haben zu bestätigen, dass die Offenlegung 
von personenbezogenen Daten gegenüber dem Förderungsgeber oder den Abwicklungsstellen 
in Übereinstimmung mit den Bestimmungen der DSGVO und des Bundesgesetzes zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten (Datenschutzgesetz –
DSG), StF: BGBl. I Nr. 165/1999 idgF, erfolgt. 

Des Weiteren sind die haushaltführende Stelle und die Abwicklungsstellen berechtigt, eine 
Transparenzdatenbankabfrage gemäß § 32 Abs 5 TDBG 2012 durchzuführen. 

Für über diese Bestimmung hinausgehende Datenverwendungen ist von den Abwicklungsstel
len eine Zustimmungserklärung einzuholen. 
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6.6 Einstellung der Förderung und Rückzahlung 

Die Förderungsnehmerin oder der Förderungsnehmer ist zu verpflichten – unter Vorbehalt der 
Geltendmachung weitergehender gesetzlicher Ansprüche, insbesondere auch einer Rückzah
lungsverpflichtung gemäß § 30b AuslBG – die Förderung aufgrund einer begründeten Entschei
dung und Aufforderung der haushaltsführenden Stelle, den Abwicklungsstellen oder der Euro
päischen Union sofort zurückzuerstatten, wobei der Anspruch auf zugesicherte und noch nicht 
ausbezahlte Förderungsmittel erlischt, wenn insbesondere 

1. Organe oder Beauftragte des Bundes oder der Europäischen Union von der Förderungs
werberin oder vom Förderungswerber über wesentliche Umstände unrichtig oder unvoll
ständig unterrichtet worden sind, 

2. von der Förderungsnehmerin oder vom Förderungsnehmer vorgesehene Berichte nicht 
erstattet, Nachweise nicht erbracht oder erforderliche Auskünfte nicht erteilt worden 
sind, sofern in diesen Fällen eine schriftliche, entsprechend befristete und den ausdrückli
chen Hinweis auf die Rechtsfolge der Nichtbefolgung enthaltende Mahnung erfolglos ge
blieben ist, sowie sonstige in dieser Verordnung vorgesehene Mitteilungen unterlassen 
wurden, 

3. die Förderungswerberin oder der Förderungswerber nicht aus eigener Initiative unverzüg
lich – jedenfalls noch vor einer Kontrolle oder deren Ankündigung – Ereignisse meldet, 
welche die Durchführung des geförderten Vorhabens verzögern oder unmöglich machen 
oder deren Abänderung erfordern würde, 

4. der Förderungsnehmer vor ordnungsgemäßem Abschluss des geförderten Vorhabens o
der innerhalb einer Frist von 3 Jahren nach deren Abschluss den Betrieb einstellt oder 
entgeltlich veräußert, 

5. die Förderungswerberin oder der Förderungswerber vorgesehene Kontrollmaßnahmen 
be- oder verhindert oder die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Förderung innerhalb 
des für die Aufbewahrung der Unterlagen vorgesehenen Zeitraumes nicht mehr überprüf
bar ist, 

6. die Förderungsmittel von der Förderungswerberin oder vom Förderungswerber ganz oder 
teilweise widmungswidrig verwendet worden sind, 

7. die Leistung von der Förderungswerberin oder vom Förderungswerber nicht oder nicht 
rechtzeitig durchgeführt werden kann oder durchgeführt worden ist, 

8. von der Förderungswerberin oder vom Förderungswerber das Abtretungs-, Anweisungs-, 
Verpfändungs- und sonstige Verfügungsverbot gemäß § 24 Abs. 2 Z 11 ARR 2014 nicht 
eingehalten wurde, 

9. die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes von einem geförderten Unternehmen 
nicht beachtet wurden, 

10. das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz oder das Diskriminierungsverbot gemäß 
§ 7b BEinstG nicht berücksichtigt wird, 

11. der Förderungswerberin oder dem Förderungswerber obliegende Publizitätsmaßnahmen 
gemäß § 31 ARR 2014 nicht durchgeführt werden (nur bei EU Förderungsmitteln), 
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12. von Organen der Europäischen Union die Aussetzung und/oder Rückforderung verlangt 
wird oder 

13. sonstige Förderungsvoraussetzungen, Bedingungen oder Auflagen, insbesondere solche, 
die die Erreichung des Förderungszwecks sichern sollen, von der Förderungswerberin o
der vom Förderungswerber nicht eingehalten wurden. 

Anstelle der vorher genannten gänzlichen Rückforderung kann bei einzelnen Tatbeständen 
eine bloß teilweise Einstellung oder Rückzahlung der Förderung vorgesehen werden, wenn 

1. die von der Förderungsnehmerin oder vom Förderungsnehmer übernommenen Verpflich
tungen teilbar sind und die durchgeführte Teilleistung für sich allein förderungswürdig ist, 

2. kein Verschulden der Förderungsnehmerin oder des Förderungsnehmers am Rückforde
rungsgrund vorliegt und 

3. für den Förderungsgeber die Aufrechterhaltung des Förderungsvertrages weiterhin zu
mutbar ist. 

Aufgrund des unter 7.2 beschriebenen Auszahlungsschemas werden nur genehmigte Kosten 
gefördert. Der Förderungsvertrag definiert die Obergrenze der Förderung. Ein früheres Ende 
der FID-Phase oder höhere tatsächliche Einnahmen als prognostiziert führen automatisch zu 
einer Kürzung der Beihilfe durch die oben genannte Regelung über Anpassungen der Kosten
planung. 

Der nach Projektende vom Unternehmen vorgelegte Abschlussbericht muss die tatsächlichen 
Einnahmen enthalten, die mit der erhaltenen Förderung abgeglichen werden. Es ist eine Ver
zinsung des Rückzahlungsbetrages vom Tag der Auszahlung der Förderung an mit 4 vH pro Jahr 
unter Anwendung der Zinseszinsmethode zu vereinbaren. Liegt dieser Zinssatz unter dem von 
der Europäischen Union für Rückforderungen festgelegten Zinssatz, ist der von der Europäi
schen Union festgelegte heranzuziehen. 

6.7 Gerichtsstand 

Als Gerichtsstand in allen aus der Gewährung einer Förderung entstehenden Rechtsstreitigkei
ten ist das sachlich zuständige Gericht in Wien vorzusehen. Der Republik Österreich ist vorzu
behalten, die Förderungsnehmerin oder den Förderungsnehmer auch bei seinem allgemeinen 
Gerichtsstand zu belangen. 
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7 Kontrolle, Auszahlung und Evaluierung 

7.1 Berichte und Kontrolle 

Der Förderungswerberin oder dem Förderungswerber ist jedenfalls eine Mitteilungspflicht bis 
zum Abschluss des Förderungsvorhabens aufzuerlegen, die auch jene Förderungen im unmit
telbaren Zusammenhang mit dem geförderten Vorhaben umfasst, um die sie oder er nachträg
lich ansucht. 

Bei mehrjährigen Leistungen sind in zumindest jährlichen Zeitabständen Verwendungsnach
weise (Zwischenbericht gemäß § 42 ARR 2014) durch die Förderungsnehmerin oder den Förde
rungsnehmer zu legen. Die Verpflichtung Verwendungsnachweise zu legen sind in den Förde
rungsverträgen nach Maßgabe der Dauer und des Umfanges der Leistung festzulegen, sofern 
dies auf Grund der Dauer der Leistungen zweckmäßig ist. 

Der Verwendungsnachweis hat aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis zu 
bestehen. Aus dem Sachbericht muss insbesondere die Verwendung der aus Bundes-, Landes- 
und EU-Mitteln gewährten Förderung, der nachweisliche Bericht über die Durchführung des 
geförderten Vorhabens sowie der durch diese erzielten Ergebnisse hervorgehen. Der zahlen
mäßige Nachweis muss eine durch Belege nachweisbare Aufgliederung aller mit dem geförder
ten Vorhaben zusammenhängenden Einnahmen und Ausgaben umfassen. Die haushaltsfüh
rende Stelle oder die Abwicklungsstellen haben sich entweder die Vorlage der Belege oder die 
Einsichtnahme in diese bei der Förderungsnehmerin oder beim Förderungsnehmer vorzube
halten. Für die Übermittlung von Belegen gilt § 24 Abs. 2 Z 5 ARR 2014 sinngemäß. 

Die haushaltsführende Stelle oder die Abwicklungsstellen haben die Termine für die Vorlage 
der Verwendungsnachweise laufend zu überwachen und die Verwendungsnachweise zeitnahe 
zu überprüfen. Es sind insbesondere auch Leistungs- und Zahlungsnachweise zu überprüfen. 

Zudem habendie haushaltsführende Stelle oder die Abwicklungsstellen vorweg angemessene 
und wirksame risikobasierte Kontrollverfahren festzulegen, durch die gewährleistet werden 
kann, dass Förderungsmissbrauch und unerwünschte Mehrfachförderungen vermieden wer
den. Dabei ist auch eine Abfrage aus dem Transparenzdatenbank vorzunehmen. Darüberhinaus 
gibt es ein Austauschverfahren mit anderen Förderungsstellen bei Verdachtsfällen. 

Die haushaltsführende Stelle oder die Abwicklungsstellen haben eine Kontrolle der widmungs
gemäßen Verwendung der Förderungsmittel sowie der Einhaltung der vertraglichen Förde
rungsbestimmungen, Bedingungen und Auflagen durchzuführen. 

Es werden von den Abwicklungsstellen Kontrollen durchgeführt, die zumindest stichprobenar
tig die Überprüfung der Belege sowie die Einhaltung der rechtlichen und vertraglichen Vor
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schriften umfasst. Die Abwicklungsstellen werden im Zuge des Endberichtes eine rechtsver
bindliche Erklärung einfordern, dass die abgerechneten Leistungen von keiner anderen Förde
rungsstelle in unzulässiger Weise gleichfalls gefördert wurden. 

7.2 Auszahlung 

Die Auszahlung der Förderung darf nur insoweit vorgenommen werden, als sie zur Leistung 
fälliger Zahlungen durch die Förderungsnehmerin oder den Förderungsnehmer für das geför
derte Vorhaben entsprechend dem Förderungszweck benötigt wird, und darf nur an die Förde
rungsnehmerin oder den Fördernehmer oder an andere im Förderungsvertrag ausdrücklich ge
nannte natürliche oder juristische Personen oder Personengesellschaften erfolgen. 

Die Auszahlung der Förderung für eine Leistung, die sich über einen längeren Zeitraum er
streckt, kann der voraussichtlichen Bedarfslage entsprechend  in pauschalierten Teilbeträgen 
(inklusive einer Startrate) und mit der Maßgabe vorgesehen werden, dass ein weiterer Teilbe
trag erst dann ausbezahlt wird, wenn ein Verwendungsnachweis über den jeweils bereits aus
bezahlten Teilbetrag erbracht worden ist, wobei die Auszahlung von mindestens 10 vH des ins
gesamt zugesicherten Förderungsbetrages grundsätzlich erst nach erfolgter Abnahme des ab
schließenden Verwendungsnachweises vorzubehalten ist. 

Bei der Festlegung der Auszahlungstermine ist auch auf die Verfügbarkeit der erforderlichen 
Bundes- und Landesmittel und allenfalls bei von der Europäischen Union kofinanzierten Leis
tungen auf die Bereitstellung der entsprechenden EU-Mittel Bedacht zu nehmen. 

Sofern dies mit der Eigenart der Förderung vereinbar, ist überdies auszubedingen, dass die Aus
zahlung der Förderung aufgeschoben werden kann, wenn und solange Umstände vorliegen, die 
die ordnungsgemäße Durchführung der Leistung nicht gewährleistet erscheinen lassen. 

Nach ordnungsgemäßer Durchführung und Abrechnung des geförderten Vorhabens sind nicht 
verbrauchte Förderungsmittel unter Verrechnung von Zinsen in der Höhe von 2 Prozentpunk
ten über dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr ab dem Tag der Auszahlung der Förde
rung unverzüglich zurückzufordern (siehe 7.1). 

8 Geltungsdauer, Übergangs- und Schlussbestim
mungen 

8.1 Geltungsdauer 

Diese Richtlinie tritt am 30.09.2020 in Kraft und ist bis zur ordnungsgemäßen Beendigung des 
letzten, auf Grundlage dieser Richtlinie geförderten Vorhabens anzuwenden. Auf Basis dieser 
Richtlinie kann über förderbare Vorhaben bis 31.12.2021 entschieden werden. 
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Nach Ablauf dieses Zeitraums ist diese Richtlinie nur mehr auf Vorhaben anzuwenden, über 
welche basierend auf dieser Richtlinie ein Förderungsvertrag abgeschlossen wurde. 

8.2 Veröffentlichung 

Diese Richtlinie wird vor ihrer Veröffentlichung dem Rechnungshof zur Kenntnis gebracht und 
der volle Wortlaut der Richtlinie sowie eine Kurzbeschreibung sind auf der Homepage der je
weiligen haushaltsführenden Stelle bzw. den Beihilfe-Websites (in der Regel der Abwicklungs
stellen) zu veröffentlichen. 

Die Förderungsgeberin, der Förderungsgeber oder die Abwicklungsstellen sind berechtigt In
formationen und Daten von öffentlichem Interesse wie z.B. von der Förderungswerberin/dem 
Förderungswerber zur Verfügung gestellte veröffentlichbare Projektabstracts zu veröffentli
chen. Die Förderungswerberin, der Förderungwerber können gegen weitere Veröffentlichun
gen begründeten Einspruch (z.B. Patentierung, Geschäftsgeheimnis, etc.) erheben. 

8.3 Geschlechtssensible Sprache 

Soweit diese Richtlinie Auszüge aus anderen Dokumenten (z.B. ARR 2014) enthält, sind die auf 
natürliche Personen bezogenen Bezeichnungen, entsprechend den Originaltexten, nur in 
männlicher Form angeführt. Diese Bezeichnungen beziehen sich auf Frauen und Männer in glei
cher Weise. Bei der Durchführung von Maßnahmen auf Basis dieser Richtlinie ist eine ge
schlechtssensible Sprache zu verwenden. 

9 Anhang 

9.1 Begriffsbestimmungen 

1. „Industrielle Forschung“: Planmäßiges Forschen oder kritisches Erforschen zur Gewin
nung neuer Kenntnisse und Fertigkeiten mit dem Ziel, neue Produkte, Verfahren oder 
Dienstleistungen zu entwickeln oder wesentliche Verbesserungen bei bestehenden Pro
dukten, Verfahren oder Dienstleistungen herbeizuführen. Hierzu zählen auch die Entwick
lung von Teilen komplexer Systeme und unter Umständen auch der Bau von Prototypen 
in einer Laborumgebung oder in einer Umgebung mit simulierten Schnittstellen zu beste
henden Systemen wie auch von Pilotlinien, wenn dies für die industrielle Forschung und 
insbesondere die Validierung von technologischen Grundlagen notwendig ist. 

2. „Experimentelle Entwicklung“: Erwerb, Kombination, Gestaltung und Nutzung vorhande
ner wissenschaftlicher, technischer, wirtschaftlicher und sonstiger einschlägiger Kennt
nisse und Fertigkeiten mit dem Ziel, neue oder verbesserte Produkte, Verfahren oder 
Dienstleistungen zu entwickeln. Dazu zählen zum Beispiel auch Tätigkeiten zur Konzep
tion, Planung und Dokumentation neuer Produkte, Verfahren und Dienstleistungen. 
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Die experimentelle Entwicklung kann die Entwicklung von Prototypen, Demonstrations
maßnahmen, Pilotprojekte sowie die Erprobung und Validierung neuer oder verbesserter 
Produkte, Verfahren und Dienstleistungen in einem für die realen Einsatzbedingungen re
präsentativen Umfeld umfassen, wenn das Hauptziel dieser Maßnahmen darin besteht, 
im Wesentlichen noch nicht feststehende Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen wei
ter zu verbessern. Die experimentelle Entwicklung kann die Entwicklung von kommerziell 
nutzbaren Prototypen und Pilotprojekten einschließen, wenn es sich dabei zwangsläufig 
um das kommerzielle Endprodukt handelt und dessen Herstellung allein für Demonstrati
ons- und Validierungszwecke zu teuer wäre. 
Die experimentelle Entwicklung umfasst keine routinemäßigen oder regelmäßigen Ände
rungen an bestehenden Produkten, Produktionslinien, Produktionsverfahren, Dienstleis
tungen oder anderen laufenden betrieblichen Prozessen, selbst wenn diese Änderungen 
Verbesserungen darstellen sollten. 

3. „Forschungsinfrastruktur“: Einrichtungen, Ressourcen und damit verbundene Dienstleis
tungen, die von Wissenschaftlern für die Forschung auf ihrem jeweiligen Gebiet genutzt 
werden; unter diese Definition fallen Geräte und Instrumente für Forschungszwecke, wis
sensbasierte Ressourcen wie Sammlungen, Archive oder strukturierte wissenschaftliche 
Informationen, Infrastrukturen der Informations- und Kommunikationstechnologie wie 
GRIDNetze, Rechner, Software und Kommunikationssysteme sowie sonstige besondere 
Einrichtungen, die für die Forschung unverzichtbar sind. Solche Forschungsinfrastrukturen 
können nach Artikel 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 723/2009 des Rates vom 
25. Juni 2009 über den gemeinschaftlichen Rechtsrahmen für ein Konsortium für eine eu
ropäische Forschungsinfrastruktur (ERIC) (1) „an einem einzigen Standort angesiedelt“ o
der „verteilt“ (ein organisiertes Netz von Ressourcen) sein. 
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